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1 Anlass der Änderung  

Die Gemeinde Rötgesbüttel (2.456 Einwohner; Stand 31.12.2021) stellt sich als die nördlichste Ge-

meinde der insgesamt sechs Gemeinden der Samtgemeinde Papenteich dar. Gelegen im Süden des 

Landkreises Gifhorn schließen sich die Gemarkungen der Gemeinde Ribbesbüttel im Norden, Aden-

büttel im Westen, Vordorf und Meine im Süden und Isenbüttel im Nordosten an. 

Aufgrund der Nähe zu den Oberzentren Braunschweig und Wolfsburg und zum Mittelzentrum Gif-

horn hat die Gemeinde Rötgesbüttel in den letzten Jahren ein starkes Wachstum zu verzeichnen. In 

den Letzten 50 Jahren ist die Einwohnerzahl um ca. 150% gestiegen von 977 Einwohnern im Jahr 

1970 zu 2.456 Einwohner im Jahr 2021. Durch dieses stetige Wachstum werden Flächen für Neubau-

ten benötigt. Um keine neuen Baugebiete im Außenbereich ausweisen zu müssen und damit weitere 

Flächen in Anspruch zu nehmen, soll im Innenbereich eine Nachverdichtung stattfinden. 

 

Amtliche Karte (Quelle: LGLN) mit verzeichnetem Planbereiches (gestrichelt)  

Eine gezielte wohnbauliche Entwicklung wurde in Rötgesbüttel zuletzt 2016 im Osten der Ortslage 

mit dem Bebauungsplan Össelkampe und dem Bebauungsplan Ostfeld II vorgenommen; anschlie-

ßend erfolgten vereinzelte bauliche Ergänzungen, die planungsrechtlich gem. § 34 BauGB zu beurtei-

len waren.  

Derzeit kann in Rötgesbüttel die Nachfrage nach (Wohn-)Bauflächen nicht mehr erfüllt werden. Das 

große Interesse an Bauland am Standort resultiert dabei vor allem aus der Nachfrage aus der örtli-

chen Bevölkerung. Von einigen Anliegern wurde der Wunsch geäußert, die großzügig geschnittenen 

Baugrenzen zu verschieben, damit ihre Kinder und die Familie die Grundstücke baulich nutzen kön-

nen. Diese Baumaßnahmen sind ohne eine Änderung der Festsetzungen des vorhandenen Bebau-
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ungsplanes nicht möglich. Somit kommt die Gemeinde ihrer Verpflichtung nach für die natürliche 

Bevölkerungsentwicklung genügend Bauland durch planungsrechtliche Schritte zur Verfügung zu 

stellen (§ 1 Abs. 3 BauGB). 

Außerdem begründen, die im Ort vorhandenen sozio-kulturellen Einrichtungen (Bürgerhalle, Kirche, 

Grundschule), die umfassend gute Ausstattung des benachbarten, lediglich 2 km entfernten Grund-

zentrums Meine hinsichtlich der Daseinsgrundfunktionen Arbeit, Bildung, Versorgung und Gemein-

schaftsleben, den attraktiven Wohnstandort dabei wesentlich. Weiterhin ist über die Bundesstraße 

B 4 eine gute Erreichbarkeit des Mittelzentrums Gifhorns, sowie der Oberzentren Braunschweig und 

Wolfsburg gegeben. 

Im Nordwesten von Rötgesbüttel, zwischen den Straßenräumen Amselweg und Finkenweg, soll auf 

einer privaten Fläche von insgesamt 10.312 m² eine ergänzende Wohnbebauung ermöglicht werden. 

Auf den Flurstücken 37/26 – 37/30 und 37/36 – 37/39 soll die Baugrenze erweitert werden und somit 

weitere Bebauung auf den Gartenanlagen ermöglicht werden.  

Planbereich (Strichlinie) des Bebauungsplanes Das Große Hohe Feld im Luftbild (Quelle LGLN, 2023) 

Das benannte Grund- bzw. Flurstück befindet sich im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Das 

Große Hohe Feld, der in seiner zweiten Fassung seit 1970 die geordnete städtebauliche Entwicklung 

für den nordwestlichen Bereich von Rötgesbüttel verbindlich vorgibt. Seitdem gab es vier Änderun-

gen des Bebauungsplanes. Die vierte und letzte Änderung wurde 2014 vorgenommen. 

Mit Blick auf die bestehende Nachfrage der örtlichen Bevölkerung nach Wohnbauland beabsichtigt 

die Gemeinde Rötgesbüttel, die derzeit untergeordnet als Freifläche bzw. Garten genutzten Flächen-

anteile im Plangebiet einer zukünftigen Wohnbebauung zuzuführen. Damit können im Geltungsbe-

reich zukünftig Wohngebäude entstehen. Diese Ausweisung erfolgt konform mit der vom Gesetzge-

ber beabsichtigten bevorzugten Aktivierung von vorhandenen Brachflächen oder von gering verdich-

teten innerörtlichen Flächen gegenüber flächenhaften Erweiterungen am Siedlungsrand. Somit wird 

einerseits einer weiteren baulichen Entwicklung am Ortsrand zu Lasten der Belange von Naturschutz, 
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aber auch der Landwirtschaft, begegnet; andererseits wird der innerörtliche Bereich als vielfältiger 

Funktionsraum weiter bzw. wiederbelebt.  

Derzeit besteht in einzelnen Fällen ein Interesse von Familienangehörigen, im rückwärtigen Bereich 

der jeweiligen Grundstücke zu bauen. Es kann planungsrechtlich allerdings nicht ausgeschlossen 

werden, dass ein Verkauf der Grundstücke oder Teilen davon erfolgt und eine bauliche Entwicklung 

von anderer Seite vorgenommen wird.  

 

2 Zum Verfahren 

Mit dem am 01.01.2007 in Kraft getretenen § 13a BauGB (Bebauungspläne der Innenentwicklung) 

werden die Nachverdichtung oder andere Maßnahmen der Innenentwicklung verfahrensrechtlich 

erleichtert bzw. vereinfacht.  

Im vorliegenden Fall handelt es sich um die bauliche Entwicklung einer bisher unbebauten, als Gar-

tenland genutzten Fläche, die von bestehender Bebauung innerhalb der geschlossenen Ortslage um-

geben ist. Durch die geplante bauliche Verdichtung dieser Freifläche wird zudem eine bauliche Erwei-

terung am Rande der geschlossenen Ortschaft vermieden. Da der vorliegende Bebauungsplan im 

gesamten Umfang baurechtlich dem Innenbereich zuzurechnen ist, ist eine wesentliche Vorausset-

zung des § 13a BauGB erfüllt.  

Zudem weist er mit den Festsetzungen zur Grundflächenzahl und der zur Verfügung stehenden Brut-

tobaulandfläche ein weiteres wichtiges Kriterium gem. § 13a BauGB auf, das zu einer Vereinfachung 

des Verfahrens beiträgt; denn der Bebauungsplan umfasst eine maximal überbaubare Fläche (vgl. 

Kapitel 5) von insgesamt lediglich 4.124,8 m² (10.312 m² (Wohngebiet) x 0,4 (max. GRZ). Dabei blei-

ben die Überschreitungsmöglichkeiten gem. § 19 Abs. 4 BauNVO sowie die Verkehrsfläche unberück-

sichtigt. Die maximal überbaubare Fläche beträgt im Baugebiet damit deutlich weniger als der in 

§ 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB angeführte Grenzwert von 20.000 m² Grundfläche.  

Auch liegen gem. § 13a BauGB keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 

Buchstabe b BauGB genannten Schutzgüter vor: Das Vorhaben unterliegt keiner Pflicht zur Umwelt-

verträglichkeitsprüfung; zudem wird hier kein Natura 2000-Gebiet nach dem Bundesnaturschutzrecht 

beeinträchtigt. In unmittelbarer Umgebung bestehen keine entsprechenden Schutzgüter; das 

nächstgelegene FFH-Gebiet „Maaßeler Lindenwald“ im Südwesten weist einen Abstand von mind. 

0,4 km auf. Aus dem deutlichen Abstand, der bisherigen und der geplanten Nutzung sowie der (ein-

geschlossenen) Lage und der (geringen) Größe des Plangebietes lassen sich keine Anhaltspunkte zur 

Beeinträchtigung dieses Schutzgebietes ableiten. Weiterhin ergeben sich durch das Plangebiet keine 

Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 

1 BImSchG. 

Im Zuge der Aufstellung von Bauleitplänen sind gem. § 1a Abs. 2 BauGB sowie §§ 13 ff BNatSchG 

Eingriffe soweit möglich zu vermeiden bzw. zu minimieren. Bei nicht vermeidbaren, erheblichen Be-

einträchtigungen durch den Eingriff ist ein entsprechender Ausgleich oder Ersatz zu erbringen oder, 

soweit dies nicht möglich ist, ein Ersatz durch Geld zu leisten. Hierfür ist nach § 11 BNatSchG im 

Grünordnungsplan auf den Zustand von Natur und Landschaft einzugehen und die Berücksichtigung 

der Belange des Naturschutzes darzustellen. Die grünordnerischen Belange sind nach § 1a Abs. 3 und 

§ 9 BauGB als Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich zu regeln. 
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Die geplante Bebauung im Baugebiet stellt aufgrund der damit zwangsläufig verbundenen Verände-

rungen von Gestalt und Nutzung der Grundfläche gem. § 13 BNatSchG einen Eingriff in Natur und 

Landschaft dar. Demzufolge wäre die Eingriffsregelung gem. § 15 BNatSchG durchzuführen. Da der 

vorliegende Bebauungsplan jedoch die Kriterien für ein beschleunigtes Verfahren gem. § 13a BauGB 

erfüllt, gelten nach § 13a Abs. 2 BauGB auch die Erleichterungen des vereinfachten Verfahrens gem. 

§ 13 Abs. 2 und Abs. 3 Satz 1 BauGB:  

➢ Gem. § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB wird auf die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 

1 BauGB sowie auf die frühzeitige Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und der Nachbar-

gemeinden gem. § 4 Abs. 1 BauGB verzichtet. 

➢ Gem. § 13 Abs. 3 wird außerdem von der Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB, vom Umwelt-

bericht gem. § 2a BauGB und von der Angabe in der öffentlichen Bekanntmachung zur Planausla-

ge gem. § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, 

abgesehen. Zudem findet die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung keine Anwendung; die Ein-

griffe gelten in diesem Fall nach § 1a Abs. 3 Satz 2 BauGB als bereits vor der planerischen Ent-

scheidung erfolgt oder zulässig.  

Unbeeinträchtigt davon ist aber der Artenschutz gem. §§ 44 BNatSchG zu gewährleisten, was in die-

sem Falle eine Artenschutz-Begutachtung vor Baubeginn auf der jeweiligen Fläche erforderlich 

macht. Um auf eine dem natürlichen Standort angemessene und damit dorftypische Bepflanzung auf 

den Grundstücken hinzuwirken, wird darüber hinaus die Auswahl von entsprechend standortgerech-

ten bzw. heimischen Gehölzen empfohlen. 

 

3 Vorgaben und bestehender Bebauungsplan  

Im Regionalen Raumordnungsprogramm (RROP) 2008 für den Regionalverband Großraum Braun-

schweig ist der beplante Bereich - wie das gesamte Gebiet der Ortslage von Rötgesbüttel - als Sied-

lungsbereich gekennzeichnet. Aufgrund seiner geringen Größe bzw. Einwohnerzahl ist dem Ort keine 

zentralörtliche Funktion zugewiesen. Hinsichtlich einer vertretbaren Siedlungsentwicklung unterliegt 

der Ortsteil gem. dem RROP somit der sog. Eigenentwicklung, die den Orientierungswert von 3,5 

Wohneinheiten pro Jahr und pro 1000 Einwohnern nicht überschreiten soll. Bei einer Einwohnerzahl 

von derzeit 2456 Einwohnern und einem Planungshorizont von zehn Jahren errechnet sich danach 

ein Potenzial von zusätzlich ca. 85 Wohneinheiten für die gesamte Gemeinde.  

Entsprechend der zeichnerischen Darstellung des RROP ist Rötgesbüttel von zahlreichen Funktions-

bereichen umgeben, die sich teilweise überlagern. Während das Vorbehaltsgebiet eine unverbindli-

che Gebietskategorie darstellt, verbinden sich mit der Darstellung als Vorranggebiet konkrete und 

verbindliche Maßgaben, die u.a. im Rahmen der Bauleitplanung aufzugreifen sind.  

Innerhalb des Stadtgebietes gibt es auf dem Ochsenberg ein Vorranggebiet für Natur und Landschaft. 

Im Norden von Rötgesbüttel befinden sich vor allem Vorbehaltsgebiete für Landwirtschaft. Eine Aus-

nahme ist ein schmaler Streifen entlang der Ausbütteler Riede, der ein Vorranggebiet für Natur und 

Landschaft ist. Unmittelbar westlich schließt sich hier ein Wald an, der ein Vorbehaltsgebiet für Natur 

und Landschaft ist. Aufgrund seines naturnahen Biotops ist überlappend im südlicheren Teil des Wal-

des ein Vorbehaltsgebiet mit besonderer Schutzfunktion des Waldes.  
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Ausschnitt aus dem RROP (Regionalverband Großraum Braunschweig, 2008)  

Zwischen dem Wald und Rötgesbüttel sind landwirtschaftliche Flächen, die als Vorbehaltsgebiet für 

Landwirtschaft ausgeschrieben sind. Der südliche Teil dieser Flächen ist als Vorbehaltsgebiet zur Ver-

größerung des Waldes gekennzeichnet.  

Südlich von Rötgesbüttel ist zudem ein östlich ausgedehnter Bereich als Vorranggebiet Freiraumfunk-

tion dargestellt. Gleichzeitig unterliegt der größte Teil dieser Flächen einer Ausweisung als Vorbe-

haltsgebiet für Landwirtschaft und kleine Teile als Vorbehaltsgebiet für Natur und Landschaft.  

Als Sitz der Samtgemeindeverwaltung ist das etwa 2 km südlich gelegene Meine als Grundzentrum 

dargestellt. Der Hauptort übernimmt zentrale Versorgungsaufgaben für das gesamte Gemeindege-

biet und weist wichtige soziale und kulturelle Einrichtungen auf. Ein weiteres Grundzentrum ist die 

etwa 3 km nordöstlich gelegene Nachbargemeinde Isenbüttel. Das Mittelzentrum Gifhorn liegt 10 km 

nördlich und das Oberzentrum Braunschweig liegt 15km südlich von Rötgesbüttel. 

Die Bundesstraße B 4 (Gifhorn – Braunschweig) stellt die wichtigste Verkehrsverbindung dar. Der 

aktuelle Verlauf wird raumordnerisch keine Bedeutung beigemessen, allerdings ist ein Vorranggebiet 

für eine vierstufige Hauptverkehrsstraße östlich des Siedlungsgebietes vermerkt. An dieser Stelle 

könnte die B 4 als Umgehungsstraße ausgebaut werden. Die B 4 stellt ein Anschluss an die südlich 
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verlaufende Bundesautobahn A 2 am Kreuz Braunschweig – Nord an. Auch an den Schienenverkehr 

ist Rötgesbüttel gut angeschlossen. Durch einen Haltepunkt gibt es einen stündlichen Anschluss in 

beide Richtungen an die Strecke Braunschweig – Uelzen. 

Gemäß § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungspläne grundsätzlich aus dem Flächennutzungsplan zu ent-

wickeln. Für die Aufstellung und Änderung des Flächennutzungsplanes ist die Samtgemeinde Pa-

penteich zuständig. Für das Gemeindegebiet liegt der Flächennutzungsplan mittlerweile in seiner 10. 

Änderung genehmigt vor.  

Das alte Ortszentrum, aber auch die frühen Ausbaubereiche sind gemäß ihrer zunächst durch Land-

wirtschaft, Handwerk, Gewerbe und Wohnen geprägten Nutzung als gemischte Bauflächen gem. § 1 

BauNVO dargestellt. Entsprechend ist auch der größte Bereich östlich der Bundesstraße gekenn-

zeichnet, sowie die Siedlung um den Sandkamp. Die jüngeren nachkriegszeitlichen Siedlungsgebiete 

liegen um den historischen Dorfkern und sind vor allem als Wohnbauflächen dargestellt. Markant 

sind zudem die Sonderbauflächen im Süden des Siedlungsgebiets. Hier ist der örtliche Sportverein, 

die freiwillige Feuerwehr, eine Kindertagesstätte, die Bürgerhalle und eine Fleischerei ansässig.   

Nördlich des historischen Ortskernes entstand in den 1960er Jahren das Baugebiet Das Große Hohe 

Feld. In dieser Siedlung sind bis heute rund 80 Einfamilienhäuser entstanden. Der Bebauungsplan 

Das Große Hohe Feld ist auf diesen Flächen rechtsgültig und stammt in seiner Urfassung aus dem 

Jahre 1970.  

 

Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Papenteich (Darstellung aus dem Flä-

chennutzungsplanportal des Regionalverbandes Großraum Braunschweig; ohne Maßstab) 
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Da die früher im rückwärtigen Bereich bestandene intensive Garten- bzw. Grünlandnutzung heute 

nur noch untergeordnet nachgefragt ist, stellt sich für den Änderungsbereich die Frage nach einer 

Vergrößerung der im Sinne der zulässigen baulichen Nutzung bebaubaren Fläche. In dem seit 2014 

rechtskräftigen 4.Änderung des Bebauungsplanes Das Große Hohe Feld wurde bereits im neu über-

planten Bereich der Grundstücke 37/128, 37/131, 37/130 und 37/25 die Baugrenze verschoben, um 

weiteren Wohnraum für Kinder und Familie zu schaffen.  

Innerhalb des Plangebietes befinden sich aus naturschutzrechtlicher Vorgabe keine nach dem Nie-

dersächsischen Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (NAGBNatSchG) geschützten oder 

durch den Landschaftsrahmenplan Landkreis Gifhorn (1993) vorgeschlagenen Schutzgebiete und –

objekte, keine FFH- und auch keine Vogelschutzgebiete.  

Geschützte Flächen oder Objekte befinden sich erst in gewisser Entfernung zum Plangebiet. Inner-

halb von Rötgesbüttel befinden sich nur die in der Dorfstraße gelegenen Eiche und Robinie, die aus-

gewiesene Naturdenkmale sind (§ 21 NAGBNatSchG). Ein wenig vom Plangebiet entfernt befindet 

sich im Maaßeler Lindenwald mit der Burkhards Eiche ein weiteres Naturdenkmal. Westlich von Röt-

gesbüttel erstreckt sich in einer Entfernung von min. 700 m zum Plangebiet das Landschaftsschutz-

gebiet Papenteich und Schweineholz (§ 19 NAGBNatSchG), welches das FFH-Gebiet und Naturschutz-

gebiet „Maaßel“ umschließt. Vogelschutzgebiete sind nicht in der Umgebung des Plangebietes aus-

geschrieben. 

Im Plangebiet sind Altlasten und Auswirkungen von Altlasten sowie das Vorhandensein von Boden-

denkmalen im Plangebiet nicht bekannt. Das Plangebiet liegt nicht im Bereich von historischem 

Bergbau; und es liegen keine aufrechterhaltenen Rechte und Verträge gem. § 149 ff. Bundesbergge-

setz vor.  

Nach Luftbildauswertung durch den Kampfmittelbeseitigungsdienst (LGLN, RD Hameln-Hannover) 

besteht im Plangebiet kein Verdacht auf das Vorkommen von Luftabwurfmunition. 

 

4 Städtebauliche Konzeption und Konfliktpotentiale 

Bauliche Nutzung 

Unter Berücksichtigung der zu erwartenden Flächennutzung ist die Ausweisung eines Allgemeinen 

Wohngebietes (WA) gem. § 4 BauNVO vorgesehen. Diese Festsetzung folgt der Darstellung im Flä-

chennutzungsplan.  

Die gem. § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen mit Gartenbaubetrieben, Tank-

stellen, Beherbergungsgewerbe und der Versorgung dienenden Läden, Schank und Speisewirtschaf-

ten sollen im Plangebiet gem. § 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO ausgeschlossen werden, um die Wohnqualität 

im neuen Quartier so wenig wie möglich z.B. durch ein zusätzliches Verkehrsaufkommen zu beein-

trächtigen (vgl. Textliche Festsetzungen Nr. 1.0).  

Die neuen Grundstücke sollen keine übermäßig flächenhafte Überbauung mit sich bringen, was zur 

Festsetzung einer Grundflächenzahl von maximal 0,4 führt. Weiterhin bedingt die kleinteilige Struk-

tur die Errichtung einer Einzel- oder Doppelhausbebauung sowie eine Beschränkung der Wohnein-

heiten auf maximal je zwei pro Wohngebäude (vgl. Textliche Festsetzungen Nr. 2.2).  

Die Anzahl der Vollgeschosse wird mit Verweis auf die umgebend bestehende, den Ortskern prägen-

de Altbebauung auf ein Maß von zwei begrenzt, zusätzlich werden zur höhen- bzw. maßstabsgerech-
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ten Einfügung in die bauliche Umgebung Vorgaben zur max. Trauf- und Firsthöhe entwickelt (vgl. 

Textliche Festsetzungen Nr. 2.1). Dadurch wird sich eine ein- bis zweigeschossige Bauweise ergeben, 

wobei die Geschossflächenzahl von max. 0,5 der Entstehung übermäßig großer Gebäudeeinheiten 

Einhalt gebietet.  

Eine Örtliche Bauvorschrift über die Gestaltung baulicher Anlagen existiert nicht. Auch gestalterische 

Maßgaben für die straßenseitigen Einfriedungen werden nicht vorgegeben. 

 

Verkehrliche Erschließung 

Das Wohngebiet wird über den Pfänderweg und Am Ochsenberg an die Hauptstraße B 4 des Ortes 

erschlossen. Innerhalb des Wohngebietes herrscht ein Verkehrsberuhigter Raum mit einen Tempoli-

mit von 30 km/h. Da das Wohngebiet eine Sackgasse ist und nur für die Anlieger nutzbar ist, kann 

von einem niedrigeren Verkehrsaufkommen ausgegangen werden. Deshalb können stärkere Emissi-

onen wie Lärm, Staub oder Gasen ausgeschlossen werden. Daraus resultierend werden keine Lärm-

schutzmaßnahmen benötigt. 

Das Plangebiet ist über den Amselweg und Finkenweg erschlossen. Im Zuge der geplanten Nachver-

dichtung muss die Erschließung der neu entstehenden Baugrundstücke in zweiter Reihe gewährleis-

tet sein. Aufgrund der zeitlich nicht absehbaren Bebauung auf den hinterliegenden Grundstücksflä-

chen sieht die Gemeinde keine Festsetzung einer öffentlichen Verkehrsfläche vor, die eine gemein-

schaftliche Anbindung ermöglichen würde. Aus gleichem Grunde wird seitens der Gemeinde auch 

keine konkrete Regelung z.B. mit festgeschriebenen Geh-, Fahr- und Leitungsrechten vorgesehen. Die 

Gemeinde betrachtet die innere Erschließung als nachrangig; diese ist später entsprechend der ge-

planten Bebauung privatrechtlich z.B. über eine Grunddienstbarkeit zu regeln. 

 

5  Flächenbilanz 

Plangebiet gesamt:         10.804 m² 

Private Grundstücksflächen: 

Allgemeines Wohngebiet (WA):        10.312 m² 

Verkehrsflächen               492 m² 

 

6 Festsetzungen des Bebauungsplanes 

6.1 Art der baulichen Nutzung 

Der rechtskräftige Flächennutzungsplan stellt die Ergänzungsfläche des Bebauungsplanes nach der 

allgemeinen Art seiner baulichen Nutzung als Wohnbaufläche dar. Damit konform erweist sich die 

Ausweisung als Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO im bisher bestehenden Bebauungsplan 

Das Große Hohe Feld. 

Im Bereich des Baugebietes wird auf einer Fläche von insgesamt 10.312 m² ein Allgemeines Wohnge-

biet ausgewiesen. Allgemeine Wohngebiete dienen nach § 4 Abs. 1 BauNVO vorwiegend dem Woh-

nen. Im Unterschied zu einem Reinen Wohngebiet (gem. § 3 BauNVO) können hier Bereiche entste-
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hen, die zwar vorwiegend dem Wohnen dienen, in welchen jedoch auch andere mit einer Wohnnut-

zung vereinbare und verträgliche Nutzungen untergebracht werden können.  

Dabei handelt es sich um Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 

Zwecke, die gemäß § 4 Abs. 2 BauNVO in Allgemeinen Wohngebieten generell zulässig sind. Im Ge-

gensatz zur ursprünglichen Fassung des Bebauungsplanes werden in dieser Änderung Stallgebäude 

nicht mehr zulässig sein. Dies war gem. der alten BauNVO § 4 Abs. 3 Nr. 6 in Allgemeinen Wohngebie-

ten gestattet. 

Mit der Zulassung auch anderer Nutzungen soll eine gewisse mit der Wohnnutzung verträgliche Nut-

zungsmischung ermöglicht werden. Dabei werden insbesondere Entwicklungsmöglichkeiten auch in 

mittel- bis langfristiger Sicht geschaffen. Da ein Bebauungsplan grundsätzlich zeitlich unbegrenzt gilt, 

muss er auch Raum für Entwicklungen schaffen, die möglicherweise in einigen Jahren noch aktueller 

werden als heute (Zunahme der Telearbeit, Zunahme von Teilzeitarbeitsplätzen, Zunahme der älte-

ren Bevölkerung etc.).  

Damit sind neben dem Wohnen auch andere Nutzungen zulässig, so dass der Wohncharakter nicht 

dieselbe hohe Priorität genießt wie bei einem reinen Wohngebiet.  

 

6.2 Maß der baulichen Nutzung 

Grundflächenzahl (GRZ) 

Die Grundflächenzahl (§ 19 Abs. 1 BauNVO) gibt an, wie viele Quadratmeter Grundfläche je Quad-

ratmeter Grundstücksfläche im Sinne des § 19 Abs. 3 BauNVO zulässig sind. Die zulässige Grundfläche 

ist nach § 19 Abs. 2 BauNVO der nach Absatz 1 errechnete Anteil des Baugrundstückes, der von bau-

lichen Anlagen überdeckt werden darf. Für die Ermittlung der zulässigen Grundfläche ist nach § 19 

Abs. 3 BauNVO die Fläche des Baugrundstückes maßgebend, die im Bauland und hinter der im Be-

bauungsplan festgesetzten Straßenbegrenzungslinie liegt.  

Die Grundflächenzahl wurde aus der ursprünglichen Fassung des Bebauungsplans übernommen und 

schöpft mit dem Faktor 0,4 die empfohlene Obergrenze in Allgemeinen Wohngebieten voll aus (ge-

mäß § 17 Abs. 1 Bau NVO). Durch das ursprünglich kleinere Baufeld war es in den meisten Fällen 

nicht möglich die GRZ voll auszuschöpfen. Mit der Erweiterung der Baugrenzen und somit einer Ver-

größerung des Baufeldes, ist es nun möglich die komplette Grundflächenzahl in Anspruch zu nehmen, 

sodass eine höhere Verdichtung und Versiegelung anzunehmen sind, trotz gleichbleibender GRZ. 

Nach § 19 Abs. 4 BauNVO darf die Grundfläche aber z.B. durch die Grundflächen von Garagen und 

Stellplätzen mit ihren Zufahrten bis zu 50 von Hundert überschritten werden. Die Gemeinde ist der 

Auffassung, dass mit dieser Festsetzung eine angemessene Bebauung und Erschließung der Grund-

stücke möglich ist; denn mit Blick auf die geplante Einzel- oder Doppelhausbebauung ist keine über-

mäßige Versiegelung der Grundflächen absehbar.  

Geschosszahl 

Nach § 2 Abs. 7 Satz 1 & 2 NBauO ist ein Vollgeschoss ein Geschoss, das über mindestens der Hälfte 

seiner Grundfläche eine lichte Höhe von 2,20 m oder mehr hat und dessen Deckenunterseite im Mit-

tel mindestens 1,40 m über der Geländeoberkante liegt. Vollgeschoss ist ein oberirdisches Geschoss, 

das über mindestens der Hälfte seiner Grundfläche eine lichte Höhe von 2,20 m oder mehr hat. Ein 
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oberstes Geschoss ist nur dann ein Vollgeschoss, wenn es die in Satz 1 genannte lichte Höhe über 

mehr als zwei Dritteln der Grundfläche des darunter liegenden Geschosses hat. 

Geschossflächenzahl  

Als weiteres Maß der baulichen Nutzung wird im gesamten Plangebiet die Geschossflächenzahl fest-

gesetzt. Die Geschossflächenzahl (GFZ) im Sinne des § 20 Abs. 2 BauNVO gibt an, wie viel Quadratme-

ter Geschossfläche je Quadratmeter Grundstücksfläche im Sinne des § 19 Abs. 3 zulässig sind.  

Dabei wird im Baufeld des Allgemeinen Wohngebietes gegenüber der Grundflächenzahl eine Erhö-

hung auf 0,5 ermöglicht. Die zulässige GFZ bleibt dabei deutlich unterhalb der gem. § 17 Abs. 1 

BauNVO empfohlenen Höchstgrenze von 1,2, sodass die bauliche Verdichtung auch hier einge-

schränkt bleibt. 

Höhen baulicher Anlagen  

Gem. § 16 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO werden im Änderungsbereich die maximale Firsthöhe und die maxi-

male Traufhöhe der baulichen Anlagen festgesetzt, um die Einpassung in die umgebenden Baustruk-

turen des alten Dorfes zu gewährleisten bzw. ein höhenmäßiges Ausbrechen der neuen Gebäude zu 

vermeiden. Die Firsthöhe als lotrecht ermitteltes Maß zwischen dem obersten Firstpunkt bzw. dem 

höchsten Punkt des Gebäudes und dem höchsten Punkt der fertig ausgebauten Straßenoberfläche in 

der Mitte des das jeweilige Grundstück erschließenden Straßenraumes beträgt max. 9,0 m (vgl. Text-

liche Festsetzungen Nr. 2.1).  

Höhe baulicher Anlagen - Traufhöhe 

Durch die Festlegung der maximalen Traufhöhe wird die Höhe der traufseitigen Wandflächen be-

schränkt, die sich im Plangebiet an der städtebaulich prägenden Bebauung des alten Dorfes orientie-

ren soll. Die Traufhöhe wird als lotrechtes Maß zwischen dem Schnittpunkt der Außenwand mit der 

Unterseite der Dacheindeckung und dem höchsten Punkt der fertig ausgebauten Straßenoberfläche 

in der Mitte des das jeweilige Grundstück erschließenden Straßenraumes gem. § 18 Abs. 1 BauNVO 

ermittelt. Der Bezug auf die Unterkante der Dachkonstruktion leitet sich aus dem Ansatz ab, eine 

entsprechend sichtbare Fassadenhöhe gewährleisten zu wollen. Die Traufhöhe wird auf max. 6 m 

beschränkt (vgl. Textliche Festsetzungen Nr. 2.1).  

Höhe baulicher Anlagen – Sockelhöhe 

Eine Gem. § 16 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO mögliche Festsetzung der maximalen Sockelhöhe der baulichen 

Anlagen wird nicht vorgenommen.  

 

6.3 Bauweise 

Die Bauweise beschreibt die Anordnung der Gebäude in Bezug zu ihren Nachbargrundstücken. Eine 

offene Bauweise wird entsprechend dem § 5 NBauO durch den einzuhaltenden seitlichen Grenzab-

stand zu den Nachbargrundstücken definiert. Wie im ursprünglichen Bebauungsplan wird für das 

Baufeld des Allgemeinen Wohngebietes innerhalb der Änderungsfläche die offene Bauweise gem. 

§ 22 Abs. 1 BauGB festgesetzt, womit der Anordnung der Gebäude auf den umliegenden bebauten 

Grundstücken entsprochen wird.  

Gem. § 22 Abs. 2 BauGB wird weiterhin festgelegt, dass nur Einzel- und Doppelhäuser auf den jewei-

ligen Grundstücken zulässig sind. Um dörflich angemessene Größen zu schaffen und die Anzahl der 
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Wohneinheiten im Baugebiet zu begrenzen, wird bei Einzelhausbebauung die Anzahl der Wohnungen 

auf zwei begrenzt; bei einer Doppelhausbebauung wird die Anzahl der Wohneinheiten je Doppel-

haushälfte auf eine beschränkt (vgl. Textliche Festsetzungen Nr. 2.2).  

Eine Firstrichtung wird in dieser Änderung des Bebauungsplanes nicht mehr vorgegeben. Neue bauli-

chen Anlagen steht die Auswahl der Firstrichtung frei zu. 

 

6.4 Baugrenze  

Mit der Festsetzung der Baugrenzen gem. § 23 Abs. 1 BauNVO wird einerseits auf allen Grundstücken 

des Plangebietes ein Mindestabstand der Hauptbaukörper zur Begrenzungslinie der öffentlichen Ver-

kehrsflächen bzw. zu den umliegenden Grundstücken gewährleistet.  

Die enge Festsetzung der Baugrenze im ursprünglichen Bebauungsplan beschränkte die wohnbauli-

che Nutzung auf ein rund 22 m – 24 m tiefes Baufeld. Eine Bebauung des größeren rückwärtigen Be-

reiches war bisher nur für Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sowie für bauliche Anlagen mög-

lich, die nach § 5 der NBauO in den sog. Abstandsflächen (zwischen Baugrenze und Grundstücksgren-

ze) zulässig sind.  

Um die ergänzende Bebaubarkeit und die erweiterte bauliche Nutzung auf dem Grundstück herbei-

zuführen und dabei den Flächenverbrauch im Sinne der städtebaulich beabsichtigten Nachverdich-

tung gezielt auf diese innerörtlich baulich vorgeprägte Fläche zu lenken, werden die Baugrenzen für 

den Änderungsbereich nunmehr großzügig und zusammenhängend gefasst. Damit werden größere 

Spielräume hinsichtlich der Anordnung der künftigen Bebauung geschaffen.  

Die Abstände zu angrenzenden öffentlichen Verkehrsflächen und zu den umgebenden Grundstücken 

werden auf das aus städtebaulichen Gründen erforderliche Mindestmaß von 3,0 m beschränkt. Da-

gegen weist der Verlauf der Baugrenze im Westen auf den an den Amselweg angrenzenden Grund-

stücken sowie im Süden auf den an den Finkenweg angrenzenden Grundstücken einen Abstand von 5 

m zur Grundstücksgrenze auf. Damit wird den hier bestehenden Grünstrukturen entsprochen und 

eine gewisse Distanz und Rücksichtnahme gegenüber den benachbarten Wohnbereichen gewahrt. 

Soweit diese Vorzonen nicht für Zufahrten oder Zugänge benötigt werden, bieten sie Raum für eine 

angemessene Gestaltung der Grundstücke gegenüber dem öffentlichen Raum. Die in der ursprüngli-

chen Fassung des Bebauungsplanes enthaltende Sichtdreiecke in den Einmündungsbereichen der 

öffentlichen Straßen entfallen. 

 

6.5  Grünordnung 

Da im Rahmen der Aufstellung dieses Bebauungsplanes gem. § 13a BauGB in Verbindung mit § 13 

Abs. 3 BauGB von der Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB und vom Umweltbericht gem. § 2a 

BauGB abgesehen wird und die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung keine Anwendung findet, 

sieht die Gemeinde von einer Festsetzung von Vorgaben zur Bepflanzung auf den privaten Grundstü-

cken ab. Bei Baumaßnahmen wird der Bauherr verpflichtet mit dem Bauantrag auch ein Gutachten 

zum Artenschutz einzureichen (vgl. Hinweis Nr. 3).  

Bei einer ergänzenden Bebauung auf dem Grundstück sollte geprüft werden, ob zumindest Teile der 

vorhandenen (größeren) Gehölze erhalten bleiben können, um somit auch zukünftig zu einer gestal-

terischen Bereicherung beizutragen. Angesichts der im Plangebiet vorhandenen Gehölze, die zahlrei-
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chen Vogelarten als Fortpflanzungsstätte dienen können, ist sicherzustellen, dass die unvermeidliche 

Beseitigung von Gehölzen außerhalb der Brutzeit, also im Zeitraum zwischen Ende August und Ende 

Februar, stattfindet (vgl. Hinweis Nr. 4). Sofern hinreichend starke Bäume, evtl. mit Höhlen, vorhan-

den sind, in denen sich Fledermausquartiere befinden könnten, sind diese vor Beginn der Maßnah-

men auf das Vorhandensein von Fledermäusen zu untersuchen, damit im Falle einer tatsächlichen 

Besiedlung durch diese Tiere ein Verstoß gegen das Artenschutzrecht (vgl. §§ 39 ff BNatSchG) sicher 

vermieden werden kann (vgl. Hinweis Nr. 3). 

 

6.6  Textliche Festsetzungen 

1.0 In den Allgemeinen Wohngebieten sind die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen gem. 

§ 4 Abs. 3 Nrn. 4 – 5 BauNVO (Gartenbaubetriebe, Tankstellen) nicht zulässig. 

 

In den Allgemeinen Wohngebieten sind die nachfolgend aufgeführten Nutzungen gem. 

§ 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO (der Versorgung des Gebietes dienende Läden, Schank- und Speisewirt-

schaften) sowie die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen gem. § 4 Abs. 3 Nrn. 1, 4 – 5 BauNVO 

(Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Gartenbaubetriebe und Tankstellen) nicht zulässig. 
 

2.1 In den Allgemeinen Wohngebieten beträgt die zulässige Firsthöhe als lotrecht ermitteltes Maß 

zwischen dem obersten Firstpunkt und dem Bezugspunkt max. 9,0 m. Die Traufhöhe – Bemes-

sungspunkt ist die Unterkante der Dachkonstruktion (Sparren) - darf in den Allgemeinen Wohn-

gebieten max. 6 m betragen.  

 

Der Bezugspunkt wird gebildet als lotrecht ermitteltes Maß zwischen dem entsprechenden Bau-

teil in der Mitte des jeweiligen Gebäudes auf der dem erschließenden Straßenraum zugewandten 

Seite und dem höchsten Punkt der geplanten bzw. fertig ausgebauten Straßenoberfläche des er-

schließenden Straßenraums. 

 

Für technische Anlagen wie z.B. Klima- und Lüftungseinrichtungen, Schornsteine etc. sowie für 

Anlagen zur Nutzung regenerativer Energien ist eine Überschreitung der maximalen Gebäudehö-

he zulässig. 

 

2.2 In den Baufeldern sind bei einer Einzelhausbebauung max. 2 Wohneinheiten zulässig; bei einer 

Doppelhausbebauung wird je Doppelhaushälfte max. 1 Wohneinheit zugelassen.  

 

7 Hinweise 

1. Bei Bodeneingriffen können archäologische Denkmale auftreten, die der unteren Denkmalschutz-

behörde oder dem Kreisarchäologen gemeldet werden müssen (§ 14 Abs. 1 Niedersächsisches 

Denkmal-schutzgesetz - NDSchG -). Auftretende Funde und Befunde sind dabei zu sichern, die Fund-

stelle unverändert zu lassen und vor Schaden zu schützen (§ 14 Abs. 2 NDSchG). 

2. Das auf den neu bebauten bzw. neu versiegelten Flächen anfallende Oberflächenwasser ist auf den 

jeweiligen privaten Grundstücken zu versickern. Für die Auslegung der dezentralen Versickerungsein-

richtungen sollten die Baugrundeigentümer ein entsprechendes Baugrundgutachten durchführen, 

damit gesicherte Annahmen für die Bestimmung der Versickerungsleistung vorliegen. Hinweise für 
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die Herstellung von Versickerungsanlagen sind entsprechend der DWA-A 138 einzuhalten. Sofern das 

anfallende Niederschlagswasser nicht gänzlich zur Versickerung gebracht werden kann, besteht die 

Möglichkeit, das Niederschlagswasser in die Mischwasserkanalisation über einen entsprechenden 

Grundstücksanschluss einzuleiten. Die zulässige Einleitmenge ist dabei auf max. 3 l/s*ha begrenzt. 

Ein entsprechender Antrag ist beim Wasserverband Gifhorn einzureichen.  

3. Der Bauherr ist verpflichtet vor dem Bauvorhaben ein Gutachten zum Artenschutz zu beauftragen 

und mit dem Bauantrag einzureichen. Bei einer ergänzenden Bebauung auf dem Grundstück sollte 

geprüft werden, ob zumindest Teile der vorhandenen (größeren) Gehölze erhalten bleiben können, 

um somit auch zukünftig zu einer gestalterischen Bereicherung beizutragen. Sofern hinreichend star-

ke Bäume, evtl. mit Höhlen, vorhanden sind, in denen sich Fledermausquartiere befinden könnten, 

sind diese vor Beginn der Maßnahmen auf das Vorhandensein von Fledermäusen zu untersuchen, 

damit im Falle einer tatsächlichen Besiedlung durch diese Tiere ein Verstoß gegen das Artenschutz-

recht vermieden werden kann. 

4. Die Baufeldfreimachung bzw. die Erschließung des Baugebietes müssen außerhalb der Brutzeit 

(März-August) erfolgen oder innerhalb des Zeitraums September – Februar begonnen haben.  

5. Sollen zur Herstellung eines tragfähigen Baugrundes (z. B. Baugrundverbesserung für Gebäude und 

Straßen) oder zur Geländeauffüllung Boden- oder Recyclingmaterialien (z. B. Boden von anderen 

Standorten, Schlacke etc.) aufgebracht werden, ist vorab sicherzustellen, dass von diesen Materialien 

keine Gefährdung für das Grundwasser und den Boden ausgeht. Hierbei sind die Anforderungen der 

Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) Mitteilung 20 und Technische Regel (TR) Boden zu beach-

ten. Zur Beurteilung für den Einbau von ortsfremden Materialien sind u. a. die Kenntnis über das 

Vorhandensein von Grund- oder Schichtenwasser sowie über den Grundwasserstand erforderlich. 

Diese Angaben sind über ein Bodengutachten zu ermitteln. Maßnahmen zur Baugrundverbesserung 

durch Bodenaustausch / Bodenauffüllung mit ortsfremden Materialien dürfen daher erst nach Zu-

stimmung der Unteren Bodenschutzbehörde vorgenommen werden. 

6. Die Nutzer der im Plangebiet liegenden Grundstücke haben ihre Müllbehälter rechtzeitig an den 

Tagen der Abfuhr (spätestens bis 6.00 Uhr) im Bereich der öffentlichen Straße bereitzustellen und 

nach erfolgter Entleerung wieder auf ihr Grundstück zurückzuholen. 

7. Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind, soweit sie nicht von Zuwegungen, Stellplätzen, 

Garagen bzw. Carports oder Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO in Anspruch genommen werden, als 

Vegetationsflächen z.B. mit Ziersträuchern oder als Rasenflächen zu gestalten und zu unterhalten. 

Die Anlage geschotterter Gartenflächen und von Kunstrasenflächen ist hier nicht zulässig. 

 

8 Ver- und Entsorgung  

Gasversorgung 

Der Anschluss der Rötgesbütteler Ortslage an das zentrale Gasversorgungsnetz besteht über den 

Träger LSW Energie GmbH in Wolfsburg und wird für das Plangebiet über die Straßenräume Finken-

weg und Amselweg herangeführt.  
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Stromversorgung  

Die Stromversorgung erfolgt ebenfalls über die LSW Energie GmbH in Wolfsburg. Die Verkabelung 

verläuft üblicherweise unterirdisch und kann über die Straßenräume Finkenweg und Amselweg in das 

Plangebiet geführt werden.  

Wasserversorgung  

Die Wasserversorgung erfolgt über den Wasserverband Gifhorn. Der bauliche Bestand ist durch die 

Straßen Finkenweg und Amselweg an die örtliche Wasserversorgung angeschlossen. Für die 

Erschließung der möglichen rückwärtigen Bebauung sind entsprechende Anträge beim 

Wasserverband Gifhorn einzureichen. 

Löschwasserversorgung  

Die Löschwasserbereitstellung im Plangebiet erfolgt über das in den Straßenzügen Finkenweg und 

Amselweg bestehende Trinkwasserleitungsnetz.  

Gemäß den geltenden Vorschriften (DVGW-Arbeitsblatt W 405) muss dabei eine Löschwassermenge 

von 48 m³ / h über die Dauer von 2 Stunden im Löschbereich gewährleistet werden. Dabei ist zu be-

achten, dass die Bemessung einer Inanspruchnahme von Feuerlöschwasser aus dem öffentlichen 

Trinkwasserrohrnetz von der Leistungsfähigkeit des derzeitigen Rohrnetzzustandes sowie der jeweili-

gen Versorgungssituation abhängig ist.  

Kann der Bedarf nicht durch die öffentliche Wasserversorgung (Hydrantennetz) oder unerschöpfliche 

Wasserquellen zur Verfügung gestellt werden, ist der Löschwasserbedarf über unabhängige Lösch-

wasserentnahmestellen (z.B. Löschwasserbrunnen, Löschwasserteiche, etc.) sicherzustellen. Die 

Wasserentnahmestellen dürfen nicht weiter als 300 m vom jeweiligen Objekt entfernt sein. Die erste 

Löschwasserentnahmestelle sollte nicht weiter als 75 m Lauflinie von den entsprechenden Gebäuden 

entfernt sein. Der tatsächliche Löschwasserbedarf und die Lage der Löschwasserentnahmestellen 

sind mit dem Gemeindebrandmeister festzulegen. 

Liegen Gebäude mehr als 50 m von der öffentlichen Verkehrsfläche entfernt oder liegt die oberste 

Wandöffnung oder sonstige Stellen die zum Anleitern bestimmt sind mehr als 8 m über der Gelände-

oberfläche, sind befestigte Zu - und Durchfahrten erforderlich und entsprechende Wendemöglichkei-

ten (Wendehammer) für Feuerwehrfahrzeuge mit einer Achslast von bis zu 10 t und einem zulässigen 

Gesamtgewicht bis zu 16 t vorzusehen (§ 1 DVO-NBauO). 

Zu allen Grundstücken und Gebäuden sollte eine Zufahrt für Feuerwehr- und Rettungsfahrzeuge in 

einer Breite von mindestens 3,00 m vorgesehen werden (§ 4 NBauO in Verbindung mit §§ 1 und 2 

DVO-NBauO und der Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr). 

Abwasserbeseitigung  

Das häusliche Schmutzwasser der neu entstehenden Haushalte ist in die Ortskanalisation einzuleiten. 

Dazu sind entsprechende Anträge auf Abwasserversorgung beim Wasserverband Gifhorn einzu-

reichen. Das anfallende häusliche Schmutzwasser in Rötgesbüttel wird über zentral angeordnete 

Sammelpumpwerke zur Kläranlage Steinhof, Braunschweig gepumpt.  

Oberflächenwasserbeseitigung  

Derzeit wird das im Ort auf der versiegelten Fläche anfallende nicht verunreinigte Oberflächenwasser 

in die in der öffentlichen Verkehrsfläche bestehende Mischwasserkanalisation eingeleitet. Da der 
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bisherige Niederschlagswasserabfluss aus der Bestandsfläche in die Kanalisation mit Blick auf eine 

mögliche Überlastung aber nicht erhöht werden darf, ist zunächst im Rahmen der Baugrunduntersu-

chung zu prüfen, ob eine dezentrale Versickerung auf dem jeweiligen Grundstück möglich ist.  

Sofern die dezentrale Entwässerung nachweislich anteilig oder insgesamt nicht möglich ist, besteht 

die Möglichkeit, das Niederschlagswasser in die im Straßenraum bestehende Mischwasserkanalisati-

on über einen entsprechenden Grundstücksanschluss einzuleiten. Die zulässige Einleitmenge ist da-

bei auf max. 3 l/s*ha begrenzt, so dass die Einleitung ggfs. gedrosselt erfolgen muss und damit auf 

dem jeweiligen Grundstück eine Rückhaltung (z.B. in Form einer Zisterne oder eines Stauraumkanals) 

vorzusehen ist. Dazu ist ein entsprechender Antrag beim Wasserverband Gifhorn einzureichen. 

Telekommunikation 

Die telekommunikationstechnische Versorgung des Planbereiches ist durch die Deutsche Glasfaser 

Holding gegeben. Die Kabelschutzanweisung der Deutsche Glasfaser Holding ist zu beachten. 

Abfallbeseitigung 

Die Abfallbeseitigung erfolgt durch den Abfallwirtschaftsbetrieb Remondis und wird für das Plange-

biet im Zuge der Straßenräume Amselweg und Finkenweg sichergestellt. Eine Befahrung der privaten 

Flächen kann mit Müllfahrzeugen nicht erfolgen. Die Nutzer der Grundstücke haben an den Abfuhr-

tagen ihre Müllbehälter im Seitenbereich der o.a. Straßenräume bereitzustellen. Der An- und Ab-

transport von den entsprechenden Anliegergrundstücken muss durch die jeweiligen Nutzer vorge-

nommen werden. 

 

9 Maßnahmen zur Verwirklichung 

Bodenordnung 

Ein Umlegungsverfahren im Sinne von § 45 ff BauBG ist nicht erforderlich.  

Erschließung 

Die Änderungen und neuen baulichen Möglichkeiten im Plangebiet befinden sich in privatem Eigen-

tum und muss vom Bauherrn an den öffentlichen Straßenraum über den Amselweg und Finkenweg 

angeschlossen werden. Für die Gemeinde Rötgesbüttel ergibt sich dadurch kein baulicher Hand-

lungsansatz und damit auch kein Kostenansatz.  

Sollen zur Herstellung eines tragfähigen Baugrundes (z. B. Baugrundverbesserung für Gebäude und 

Straßen) oder zur Geländeauffüllung Boden- oder Recyclingmaterialien (z. B. Boden von anderen 

Standorten, Schlacke etc.) aufgebracht werden, ist vorab sicherzustellen, dass von diesen Materialien 

keine Gefährdung für das Grundwasser und den Boden ausgeht. Hierbei sind die Anforderungen der 

Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) Mitteilung 20 und Technische Regel (TR) Boden zu beach-

ten. Zur Beurteilung für den Einbau von ortsfremden Materialien sind u. a. die Kenntnis über das 

Vorhandensein von Grund- oder Schichtenwasser sowie über den Grundwasserstand erforderlich. 

Diese Angaben sind über ein Bodengutachten zu ermitteln. Maßnahmen zur Baugrundverbesserung 

durch Bodenaustausch / Bodenauffüllung mit ortsfremden Materialien dürfen daher erst nach Zu-

stimmung der Unteren Bodenschutzbehörde vorgenommen werden. 

Am 01.08.2023 tritt die sog. Mantelverordnung (Artikelgesetz) des Bundes in Kraft. In der darin 

angepassten Bundes-Bodenschutzverordnung soll eine Bodenkundliche Baubegleitung 
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bodenschutzrelevante Aspekte bei Baumaßnahmen umfassend berücksichtigen und Eingriffe in den 

Boden minimieren. Nähere Informationen zum Bodenschutz beim Bauen finden sich auch im 

entsprechenden Leitfaden für den behördlichen Vollzug in Niedersachsen (GeoBerichte 28). Der 

Leitfaden gibt Hinweise zu den verfügbaren bodenkundlichen Vorinformationen in Niedersachsen, 

den Zielen, Aufgaben, Anforderungen und Werkzeugen der Bodenkundlichen Baubegleitung und 

beinhaltet ein Muster-Aufgabenheft mit Checkliste. Darüber hinaus bietet die 

Länderarbeitsgemeinschaft Boden „LABO“ ständig aktualisierte Leitfäden wie zum Thema 

Bodenschutz und Umweltprüfung i.V. mit dem BauGB.“ 

Bauvorhaben 

Hinsichtlich der Kellerabdichtung ist bei erdberührenden Teilen und Bauwerken mit erhöhtem Si-

ckerwasseranfall zu rechnen. Daher ist die technische Ausführung der Dichtungsart und der Dich-

tungsarbeiten nach DIN 18195-T6 (Abdichtungen für aufstauendes Sickerwasser) auszuführen. (Die 

Abdichtung muss eine geschlossene Wanne bilden!). Bei zusätzlichem Einbau von Kellerdränagen ist 

das Einleiten von Grund- bzw. Dränagewasser in die Abwasseranlage grundsätzlich (siehe Allgemeine 

Entsorgungsbedingungen für die Abwasserbeseitigung des Wasserverbandes Gifhorn - AEB § 7 Abs. 

3b) nicht erlaubt. 

 

10 Beschluss- und Bekanntmachungsdaten 

Der Aufstellungsbeschluss nach § 2 Abs. 1 Satz 1 BauGB wurde vom Gemeinderat am 15.09.2020 

gefasst und ortsüblich bekanntgemacht nach § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB am 12.10.2020. 

Am 15.09.2021 beschloss der Gemeinderat das Verfahren gem. § 13a BauGB durchzuführen und 

stimmte dem Entwurf für die Verfahren gem. § 3 Abs. 2 bzw. § 4 Abs. 2 BauGB zu. 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie die Beteiligung der Träger öffentlicher 

Belange, der Behörden und der Nachbargemeinden gem. § 4 Abs. 2 BauGB erfolgte im Zeitraum vom 

11.05.2023 – 12.06.2023. 

Die Abwägung der Stellungnahmen und die entsprechende Änderung des Planentwurfes und seine 

Begründung wurden vom Rat der Gemeinde Rötgesbüttel am 29.06.2023 beschlossen. Am gleichen 

Tage hat der Gemeinderat die 5. Änderung des Bebauungsplanes Das Große Hohe Feld beschlossen. 

Die ortsübliche Bekanntmachung erfolgte am 29.09.2023 im Amtsblatt Nr. 10 vom Landkreis Gifhorn. 

Damit ist diese Änderung in Kraft getreten. 

Rötgesbüttel, den 04.10.2023 

 

gez. Schölkmann 

_________________________________________ 

Bürgermeister      Siegel 

 


